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Herrn 

Bürgermeister Haarmann 

 

Per E-Mail: 

fraktionsantraege@voerde.de 

Voerde, 21.11.2024 

Antrag zur Tagesordnung der Ratssitzung am 03.12.2024 „Resolution zur konsequen-

ten Umsetzung der Istanbul Konvention im Kreis Wesel“ 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Haarmann, 

als Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen beantragen wir die Aufnahme des Tagesordnungs-

punktes „Resolution zur konsequenten Umsetzung der Istanbul Konvention im Kreis 

Wesel“ in die Tagesordnung der nächsten Ratssitzung am 03.12.2024. 

 

Worum es geht 

Die Zahl der Gewaltdelikte gegen Frauen und Mädchen sind in den letzten Jahren kontinuier-

lich gestiegen. Das neue Lagebild (vom 19.11.2024) des Bundesministerium für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend gibt erstmals ein umfassendes Bild von geschlechtsspezifisch 

gegen Frauen gerichteten Straftaten. 938 Frauen und Mädchen in Deutschland wurden ver-

gangenes Jahr Opfer von vollendeten oder versuchten Femiziden: Das sind 78 Frauen und 

Mädchen im Monat! Und 360 dieser Frauen und Mädchen starben dabei – das ist ein Opfer 

an fast jedem Tag im Jahr! 4.360 Frauen und Mädchen mussten Sexualstraftaten erfahren – 

jeden Monat. Und über 11.000 Frauen monatlich wurden Opfer von Partnerschaftsgewalt. 

Die neuen Zahlen sind erschreckend. Und sie sind beschämend. Sie zeigen, wie alltäglich 

Gewalt gegen Frauen ist: Wie Gewalt zum Alltag der Frauen gehört. 

Ein erschütterndes Beispiel für die Bedrohung von Frauen im Kreis Wesel ist der Femizid in 

Neukirchen-Vluyn im Jahr 2022, bei dem ein Mann seine Frau ermordete und anschließend 

Suizid beging. Diese Tat ist ein tragisches Beispiel für die Gewalt, die in Partnerschaften vor-

kommt und zeigt die Dringlichkeit, präventive Maßnahmen zu verstärken. Statistisch ist oder 

war jede dritte Frau ein Opfer gewalttätiger Übergriffe. 

Die 81 Artikel der Istanbul-Konvention enthalten umfassende Verpflichtungen zur Prävention 

und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, zum Schutz der Betroffe-

nen und zur Bestrafung der Täter*innen. 

Es ist allgemein bekannt, dass im Kreis Wesel dringend Frauenhausplätze geschaffen wer-

den müssen. Nach jetzigem Stand fehlen im Kreis Wesel 79 Plätze. 
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Und auch Fachberatungsstellen wie "Frauen helfen Frauen" müssen endlich solide und zu 

100% finanziert werden, damit sie ihre Beratungsaufgaben voll umfänglich wahrnehmen kön-

nen, statt jedes Jahr erneut um ihre finanzielle Absicherung zu kämpfen. 

Orange Days 

Die Orange Days (vom 25. November bis 10. Dezember) sind ein jährlicher Aufruf weltweit, 

die Aufmerksamkeit auf die systematische Gewalt gegen Frauen zu lenken. In diesem Rah-

men wollen auch wir als Kommune unsere Verantwortung wahrnehmen und konkrete Maß-

nahmen zur Unterstützung von Frauen und Mädchen in unserem Kreis ergreifen 

Wir wollen die Orange Days nutzen, um auch in Voerde unserer Verantwortung gerecht zu 

werden.  

Daher beantragen wir analog zur Istanbul-Konvention als Rat der Stadt Voerde fol-

gende Resolution zu beschließen: 

1. Der Rat der Stadt Voerde spricht sich für die Einrichtung mindestens eines 

weiteren Frauenhauses aus, um die Lücke der 79 Plätze im Kreis Wesel zu schließen. 

 

2. Der Rat der Stadt Voerde fordert eine signifikante Erhöhung der Mittel für die Präventions-

arbeit der Frauenberatungsstellen im Kreis Wesel, um diese in die Lage zu versetzen, ihrer 

wichtigen Arbeit nachhaltig nachzukommen. 

 

3. Der Rat der Stadt Voerde erkennt das wachsende Problem der Femizide und der häusli-

chen Gewalt als strukturelle Gewalt und spricht sich klar für Maßnahmen zur Prävention und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen gemäß den Verpflichtungen der Istanbul-Konvention 

aus. 

 

4. Der Rat der Stadt Voerde fordert die Bundesregierung auf, das Gewalthilfegesetz unver-

züglich zu verabschieden und dafür zu sorgen, dass es die erforderlichen finanziellen Mittel 

für die nachhaltige Unterstützung von Frauenhäusern und Beratungsstellen bereitstellt. 

5. Der Rat der Stadt Voerde fordert die Bundes- und Landesregierungen auf, sich an der Fi-

nanzierung der Gewalthilfe-Infrastruktur für Frauenhäuser und Frauenberatungsstellen zu 

beteiligen, um die Anforderungen der Istanbul-Konvention vollständig umzusetzen. 

 




